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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin) 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/2331 — 


Liegenschaften des Bundes für die Unterbringung der Flüchtlinge 


Viele Landesregierungen werfen der Bundesregierung vor, daß die 
derzeitige Notsituation bei der Erstaufnahme ankommender Flüchtlinge 
von der Bundesregierung verursacht werde. Sie sei letztlich auf die 
Untätigkeit und die Blockadepolitik der Bundesregierung zurückzufüh- 
ren. Um die verstreut gelegenen Erstaufnahmewohnplätze in größere 
Einheiten umzuwandeln, müssen den Bundesländern Liegenschaften 
des Bundes kostenlos zur Verfügung gestellt werden. Dieser Bedarf 
könnte mit freiwerdenden Kasernen gedeckt werden. 


Vorbemerkung 

Nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes ist die Unter- 
bringung von Asylbewerbern alleinige Aufgabe der Länder mit 
der daraus folgenden Finanzierungsverpflichtung. 

Für die Eingliederung von Aus- und Übersiedlern ist demgegen- 
über der Bund zuständig, insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
der Kriegsfolgelast. Er trägt deshalb auch die Kosten der Unter- 
bringung. 

Für die Überlassung geeigneter Liegenschaften des Bundes an die 
Länder zur Unterbringung von Asylbewerbern berechnet der 
Bund ab sofort eine ermäßigte Miete von 2 DM/mtl. pro Quadrat- 
meter Gebäudenutzfläche. Dieser schon sehr niedrige Satz kann 
im Einzelfall unterschritten werden, wenn zum Beispiel der orts- 
übliche Mietzins für vergleichbare Objekte niedriger ist oder der 
Gebäudezustand einen weiteren Abschlag rechtfertigt. Vorher 
abgeschlossene Verträge mit höherem Entgelt werden angegli- 
chen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 8. April 
1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wurde der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theo Waigel, von den 
Innenministern der Länder gebeten, zur Unterbringung von Flücht- 
lingen Liegenschaften des Bundes kostenlos zur Verfügung zu 
stellen? 


Mehrere Länder haben den Bund gebeten, bundeseigene Liegen- 
schaften für die Unterbringung von Asylbewerbern unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, zur Unterbringung der Flüchtlinge 
die Kasernen kostenlos zur Verfügung zu stellen? 


Hier ist zu unterscheiden zwischen Asylbewerbern und Aussied- 
lern. 

Hinsichtlich der vorübergehenden Unterbringung von Aussied- 
lern ist der Bund zuständig. Er stellt daher für die Erstaufnahme 
dieses Personenkreises seine Liegenschaften (u. a. Kasernen) 
unentgeltlich zur Verfügung. Dagegen kann er diese zur Unter- 
bringung von Asylbewerbern aus den in der Vorbemerkung dar- 
gelegten Gründen nicht kostenlos überlassen. 
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